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März 2006 

Bund, Land und Kreis sollen ins Boot bei der Finanzierung des Hafens  

Die Kosten des Hafens stiegen ständig. Zwar waren die Aus-

sichten für eine Steigerung des Hafenumsatzes durch neue 

Projekte wie zum Beispiel die Bioethanolanlage u.a. sehr groß, 

sie deckten aber bei der Stadt die Kosten nicht für den Hafen-

ausbau und den Unterhalt. Diese Finanzmittel fehlten für an-

dere städtische Aufgaben. Deshalb dürften die Kosten des 

Hafens zukünftig kein Tabu-Thema mehr sein. 

Das Problem der Verschlickung des Hafens und die damit 

verbundenen Baggerungen beunruhigten die SPD-Ratsmit-

glieder. Mit dem Fluidrohrleitungssystem wollte die Stadt 

verhindern, dass der Hafen verschlickt und dass ständige 

Baggerungen notwendig würden. Es ergaben sich aber zu-

nehmend Fragen, ob das System auch funktionierte. 

Angesichts der jetzt schon äußerst kritischen Haushaltssitua-

tion befürchteten sie, dass der Stadthaushalt die Kosten des 

Hafens nicht mehr verkraften könnte. „Was für Müllabfuhr 

und Straßenreinigung gilt, müsste auch für den Hafen gelten. 

Gebühren müssen kostendeckend erhoben werden;“ forderte 

Peter Raske. 

Bund, Land, Kreis und Hafenstädte an der Ems müssten ge-

meinsame Anstrengungen unternehmen, damit die Kosten des 

Schiffbarmachens der Ems und der Ems-Häfen nicht die 

Kommunen in ihrer Entwicklungsfähig behinderten.

 

 

 

Der Wecker 22.03.2006 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 
 

 

Ems-Zeitung 22.03.2006 
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Jugendschutz notwendig bei Handy-Kostenfalle  

Immer mehr Jugendliche gerieten in eine Schuldenfalle durch 

Handyverträge. Die SPD war besorgt darüber, dass sie von 

ihren Schulden nicht mehr loskämen. Deshalb verlangte sie, 

einen Ausbau der Schuldnerberatungsstellen im Emsland. 

Ebenso forderte sie, dass Kinder und Jugendliche vor den 

Risiken teurer Sonderdienste grundsätzlich geschützt werden 

müssten. 

Viele Kinder und Jugendliche gäben einen Grossteil des 

Taschengeldes für ihre Handys aus. Bei einem durchschnitt-

lichen Taschengeldbetrag von rund 30 Euro entfielen laut der 

im Februar erschienenen Studie "Jugend und Geld 2005" 18 

Euro auf anfallende Handykosten. Das sind gut 60 Prozent. 

Vor allem Premium-SMS, über die Klingeltöne oder Spiele 

bezahlt würden, und teure 0900-Nummern waren Kosten-

treiber. 

Auch wenn die meisten Jugendlichen vorab bezahlte Gutha-

benkarten (Prepaid-Karten) nutzten und dadurch in gewisser 

Weise ihre Kosten kontrollieren könnten, reichte dies zum 

Schutz vor Kostenfallen nicht aus. Die führenden Mobilfunk-

betreiber Deutschlands boten zwar seit letztem Jahr spezielle 

Optionen an, worüber Sonderrufnummern und teure SMS-

Dienste gesperrt werden könnten. Allerdings wuchs die Zahl 

der vergünstigten Angebote von Discount-Anbietern ständig. 

Es war zu erwarten, dass sich viele jugendliche Kunden für die 

auf den ersten Blick günstiger erscheinenden Tarife und damit 

gegen die erweiterten Jugendschutzoptionen entschieden. Hier 

waren sie jedoch nicht vor Kostenfallen geschützt, da keine 

kostenlose Sperrung teurer Nummern oder SMS-Dienste 

möglich war. 

Der SPD-Vorstand in Papenburg forderte attraktive und wirk-

same Jugendschutzoptionen bei Mobilfunk-Tarifen. Sollte dies 

über eine freiwillige Verpflichtung der Mobilfunkbetreiber 

nicht möglich sein, so würde die SPD-Bundestagsfraktion auf-

gefordert, eine gesetzliche Regelung im Bundestag durchzu-

setzen. 

 

 

Für Kreisel am Hauptkanal/Russellstraße/Hermann Lange Straße  

Als städtebauliche Maßnahmen am Untenende schlug die 

Fraktion den Bau eines Kreisels am Hauptkanal zwischen 

Russellstraße und Hermann Lange Straße vor. Dieser Kreisel 

sollte zur Entschärfung der Verkehrssituation an der Kreuzung 

Hauptkanal-Russellstraße-Hermann-Lange-Straße dienen. 

Der Kreisel war im Prinzip schon vorhanden. Er ließe sich 

ohne große Straßenbaumaßnahmen verwirklichen. Es müssten 

nur die Vorfahrtsregeln zwischen dem Hauptkanal der Russell-

straße und der Hermann-Lange-Straße entsprechend der Rege-

lungen im Kreisverkehr durch das Aufstellen entsprechender 

Verkehrsschilder vorgenommen werden. Außerdem müsste 

durch eine Kennzeichnung bzw. Bemalung auf der Fahrbahn 

die Einspurigkeit eines Kreisverkehrs hergestellt werden. So 

ließe sich ohne großen Aufwand die Verkehrssituation an den 

Kreuzungen beruhigen und entschärfen. Später könnte dann 

ein weiterer Ausbau erfolgen. 

 

Mehr Parkplätze am Bahnhof 

Der Bahnhof in Papenburg bot ein trostloses Bild. Für Gäste, 

die mit der Bahn anreisten, sollte eigentlich ein attraktiv ge-

stalteter Bahnhof vorhanden sein. Vor allem wünschte sich die 

SPD dort mehr Parkplätze. 

Für viele Bürger war der Bahnhof ein Stein des Anstoßes. 

Zwar wurde der Ausbau von 37 neuen Parkplätzen am Bahn-

hof im Jahre 2002 begrüßt. Aber es fehlten immer noch Park-

plätze. Durch die Fusion der Sparkassen im Emsland nahm die 

Zahl der Pendler zu. Die Mitarbeiter der Sparkasse, die nach 

Lingen und Meppen pendeln mussten, hatten Parkprobleme am 

Bahnhof. Nach 7:00 Uhr morgens waren auf dem öffentlichen 

Parkplatz am Bahnhof häufig keine Parkplätze mehr frei. Die 

Autos standen schon in zweiter Reihe. Der Seitenstreifen der 

Bahnhofsstraße wurde trotz absoluten Halteverbots vollge-

parkt. Direkt neben dem öffentlichen Parkplatz war zwar ge-

nügend Platz vorhanden. Der war jedoch Privatgelände der 

Speditionsfirma Bunte. Wer hier sein Auto abstellte, musste 

damit rechnen, dass es zugeparkt wird. Gerade am Bahnhof 

wäre aus psychologischen Gründen ein Überangebot von kos-

tenlosen Parkplätzen wünschenswert. Nur so könnten Auto-

fahrer dazu veranlasst werden, auf die Bahn zu wechseln. Um 

den Bahnhof für Pendler attraktiv zu machen, sollte die Stadt 

das Gelände der Spedition Bunte aufkaufen und daraus Park-

plätze machen. Damit wäre auch der VHS-Zweigstelle im 

Bahnhof geholfen, deren Mitarbeiter und Kursteilnehmer 

ständig auf der Suche nach Parkplätzen waren.

Klaus Fleer als Landratskandidat einstimmig gewählt 

Die Delegierten der emsländischen SPD wählten Klaus Fleer 

am 25.03.2006 in Meppen einstimmig zum Landratskandida-

ten für das Emsland.  

In seiner Vorstellungsrede sagte Klaus Fleer, dass er seine 

Kandidatur unter das Motto "Mit den Menschen für das 

Emsland - Mehr Demokratie wagen" stellen will: "Ich bin 

davon überzeugt, dass ich den Aufgaben des Landrats gewach-

sen bin." Teamarbeit und eine stärkere Transparenz sowie die 

Delegation von Verantwortung verbunden mit einer Bürger-

rientierung wären die Grundsätze seines Handelns, betonte der 

50-jährige Diplom-Ingenieur der Computerbranche und ehren-

amtliche Bürgermeister von Börger. Beim Thema Schaffung 

neuer Arbeitsplätze wollte er auf regenerative Energien setzen. 
Verbessern wollte Klaus Fleer auch den Umbau der Verwal-

tungsstrukturen mit dem Ziel, bürgerfreundlicher zu werden.
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April 2006 

Öffentliches Auslaufgelände für Hunde  

Die SPD in Papenburg wies darauf hin, dass ab dem 1. April 

Hunde im Wald und in der freien Landschaft für dreieinhalb 

Monate nicht frei herumlaufen dürften. Auch in den städti-

schen Parkanlagen müssten die Hunde angeleint werden. 

Gemäß § 33 des Nieders. Gesetzes über den Wald- und die 

Landschaftsordnung müssten Hunde vom 1. April bis zum 15. 

Juli an der Leine geführt werden. Ziel dieser Regelung war der 

Schutz der Nachkommen von frei lebenden Tierarten während 

der Brut- und Setzzeit. 

Dies sorgt bei vielen Hundebesitzern für Unmut. Schließlich 

läßt sich das natürliche Auslaufbedürfnis von Hunden nicht 

durch angeleintes Spazierengehen befriedigen. Außerdem 

wünschen viele Hundebesitzer, dass ihre Hunde mit anderen 

herumtollen können. Dafür möchten sie aber nicht in einen 

Verein eintreten. Die Stadt sollte ein öffentliches Gelände 

ausweisen, auf dem die Hundehalter ungestört ihre Hunde 

herumlaufen lassen könnten. 

Genauso wie für die Tiere des Waldes ein Schutz durch die 

Öffentliche gewährt wird, sollten auch die Hunde ihr Recht auf 

artgerechten Auslauf erhalten. Für die Hundesteuer erhielten 

die Hundebesitzer sonst keinen Gegenwert. Von der Hunde-

steuer könnte solch ein öffentliches Auslaufgelände eingerich-

tet werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 
 

 

 
 

 

 
 

 

 
 

 

 
 

 

 
 

 

 

 

 

 
 

 

 
 

 

Ems-Zeitung 20.04.2006 

Papenburger CDU handlungsunfähig 

Mit großer Sorge beobachtete die SPD die unübersehbare Zer-

strittenheit der CDU in Papenburg, die sich durch die Wahl 

von Helmut Stavermann als Bürgermeisterkandidat ergab. Mit 

Bechtluft präsentierten einflussreiche Mitglieder der CDU nun 

einen Kandidaten gegen die eigene Partei. 

Mit der Unterstützung von Peter Bechtluft als Bürgermeister-

kandidaten wandten sich CDU-Mitglieder mit offensichtlichen 

Eigeninteressen gegen eine demokratisch gefällte Entschei-

dung der CDU.  

Die SPD fragte besorgt nach der Demokratiefähigkeit der 

CDU. Gleichzeitig müsste aber auch das Demokratieverständ-

nis eines Kandidaten hinterfragt werden, der sich erst nach 

einer demokratischen Entscheidung seiner Partei gegen den 

gewählten Kandidaten zur Wahl als Bürgermeister stellte, weil 

CDU-Mitglieder im Hintergrund und Vertreter der heimischen 

Wirtschaft ihn wahrscheinlich „ermunterten“.  

Im Interesse der Demokratie sollten sich diese Hintermänner 

zu erkennen geben, damit nicht der Anschein entstünde, hier 

würde ein Kandidat von bestimmten Interessen gesteuert. 
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Die Lagerbildung innerhalb der Papenburger CDU spitzte sich 

so weiter zu. Das war bedauerlich, denn für zukunftsorientierte 

Politik in einer Kommune sind funktionierende Parteien ein 

wichtige Voraussetzung, Weil die CDU-Fraktion in grundle-

genden Sachfragen hoffnungslos zerstritten war, würden wich-

tige Entscheidungen blockiert. Er appellierte an die CDU, die 

Ratsentscheidungen durch ihre Selbstzerstörung nicht zu 

blockieren und die Handlungsfähigkeit des Stadtrates zu 

sichern.  

Die SPD würde aber bei der Bürgermeisterwahl in Papenburg 

nicht auf die Zerrissenheit der CDU vertrauen, sondern den 

Wahlkampf auf kommunalpolitische Inhalte aufbauen und auf 

den Sachverstand ihres Kandidaten Hartmut Bugiel setzen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 
 

 

 
 

 

 
 

 

 
 

 

 

 

 

 
 

 

 
 

 

 
Ems-Zeitung 15.04.2006 

Mai 2006 

Für weitere Angebote der offenen Jugendarbeit im Emsland 

Bei der Diskussion des Kommunalwahlprogramms stellte der 

SPD-Kreisvorstand fest, dass es im Jugendbereich im Emsland 

durchaus Erfolge zu verzeichnen gab. Das war nach Auffas-

sung von Peter Raske aus Papenburg einerseits zu begrüßen. 

Andererseits fehlte aber nach wie vor im Emsland ein Jugend-

hilfeplan. Deshalb trat die SPD in ihrem Kommunalwahlpro-

gramm dafür ein, im neuen Kreistag einen Jugendhilfeplan zu 

erstellen. 

Angesichts hoher Jugendarbeitslosigkeit, Auseinandersetzun-

gen mit zunehmender Gewalt und zur Prävention gegen Ju-

gendkriminalität brauchte das Emsland eine aktive Jugend-

politik. Grundlage dafür wäre die Aufstellung eines Jugend-

hilfeplanes.   

Das Kinder- und Jugendhilfegesetz forderte seit 15 Jahren eine 

Jugendhilfeplanung durch die Jugendämter, betonte Peter 

Raske auf der SPD-Kreisvorstandssitzung. Im Emsland war 

immer noch nicht mit der Erstellung eines Jugendhilfeplanes 

begonnen worden. 

Kernstück einer aktiven Jugendpolitik waren für die SPD ne-

ben der Unterstützung ehrenamtlicher Jugendarbeit in Verei-

nen und Kirchengemeinden, hauptamtliche Jugendpfleger in 

den Gemeinden. Die SPD im Emsland setzte sich ein für eine 

finanzielle Unterstützung der offenen Jugendarbeit. Sie müsste 

professionell begleitet werden. Hauptamtliche Jugendpfleger 

des Kreises sollten nach ihrer Auffassung helfen, die offene 

Jugendarbeit in den Kommunen zu organisieren und zu unter-

stützen. In möglichst vielen Kommunen sollten Jugendtreffs 

angeboten werden, in denen sich Jugendliche unabhängig von 

verbandlicher und kirchlicher Bindung treffen könnten.
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